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SED feiert die Bodenreform
Im Hintergrund: Neue Maßnahmen zur Sozialisierung der Landwirtschaft

M it einem offiziellen Staatsakt und umfangreichen Festver­
anstaltungen begeht die SED am 3. September den zehnten 
Jahrestag der Bodenreform. Ländliche Parteiorganisationen und 
Zonenpresse versuchen dieses Ereignis seit Wochen durch oft 
kurioseste Rückgriffe in die Geschichte zu popularisieren. Dem 
unbefangenen Leser w ird der Eindruck verm ittelt, eine sozia­
listische Regierung habe 1945 den Grund und Boden der Guts­
besitzer und Monopolkapitalisten fre ig ieb ig  an die Kleinbauern 
und armen Landarbeiter verteilt, die dadurch bis 1955 zu w oh l­
habenden Besitzern stattlicher Bauernhöfe aufgestiegen sind. 
D ie  Bauern selbst wissen, was es damit auf sich hat. Sie wissen 
aber auch um jene Maßnahmen, die gerade jetzt h inter dem 
ganzen „Bodenreform“ -Rummel vorbereitet werden, um die 
Reste bäuerlicher Privatw irtschaft zu „sozialisieren“ .

Was geschah 1845? A u f V er­
anlassung der von der Besat- 
zungsmacht aufgestellten Land­
tage wurde die entseliädigungs- 
lose Enteignung des gesamten 
privaten Grundbesitzes verfügt, 
soweit er über 100 lia betrug. 
W ohlweislich gab es dazu kei­
nen der sonst obligatorischen 
SM A-Befeh le: D ie Sowjets w o ll­
ten auf keinen F a ll die Verant­
wortung fü r das verhängnisvolle 
Experiment übernehmen. D ie 
Besitzer der enteigneten Gehöfte 
wurden aus ihren Landkreisen 
vertrieben, das Land den „B o­
denkommissionen“ übergeben.

K a t a s t r o p h a l e  F o l g e n

Die Folgen  waren vorauszu­
sehen und katastrophal. Gut 
funktionierende Wirtschaften 
wurden —  in buchstabentreuer 
Auslegung der Gesetze —  aus­
einandergerissen und ohne 
Rücksicht auf agrarische Ge­
gebenheiten neu aufgeteilt. 
Einen großen T e il schluckte der 
Staat —  aus ihnen wurden 
„Volkseigene Güer“  —  der Rest 
g ing an Heimatvertriebene, 
Landarbeiter, Kommunisten und 
an Leute, die sich von einer vor­
übergehenden Umstellung auf 
Landwirtschaft wenigstens eine 
Überbrückung der Hungerszeit 
versprachen.

So kam es zur Hungersnot. 
Selbst den Gutw illigen w ar es 
unmöglich, aus den Fragmenten 
die Erträge herauszuholen, die 
einst von den Gütern gekommen 
waren. D ie nun staatlichen 
Großwirtschaften aber bekamen 
eine korrupte, uninteressierte 
Verwaltung, die in erster L in ie 
dafür Sorge trug, daß die neue 
herrschende Kaste besser ver­
sorgt wurde als die übrige Be­
völkerung.

N ie m a n d  w u r d e  r e ic h

Auch in der Folgezeit machte 
sich die Bodenreform fü r die 
SED nicht bezahlt. D ie nun 
staatlichen Güter wurden her- 
untergewirtschaftet. Erst große 
Zuschüsse und laufende Sub­
ventionen machten sie w ieder 
halbwegs flott. D ie „Neubauern“ 
aber waren dem Verzweifeln  
nahe. W ohl hatte ihnen der 
Staat den Boden gegeben, aber 
er vermochte weder, ihnen ein 
Haus darauf zu bauen, noch das 
V ieh  in den Stall zu stellen. Das

„Neubauern - Bauprogramm“ 
wurde ein Fiasko. Noch heute 
leben Sowjetzonen-Bauern in 
halb abgerissenen Schweinestäl­
len ehemaliger Gutshäuser, ste­
hen halbfertige Neubauernhäu- 
ser vor dem1 restlosen Verfall.

Als es soweit war, und als die 
zum T e il unerfüllbaren A b lie­
ferungsnormen viele „Neubau­
ern“ zur Flucht nach dem W e­
sten getrieben hatten, setzte die 
SED den zweiten T e il ihres P la ­
nes in  Aktion: D ie K o llek tiv ie­
rung. Denn niemals haben die 
Kommunisten die Absicht ge­
habt, den Bauern das „re for­
m ierte“ Land zu übergeben. Sie 
wollten das in der Sowjetzone 
ebensowenig w ie nach 1917 in 
der Sowjetunion. W ie dort, so 
stand auch hier am Ende der 
„Bodenreform“ die Verstaat­
lichung des gesamten Bodens!

D ie  K o l l e k t i v e n

W ie die Kollektivierung von­
statten ging, ist noch gut be­
kannt. Eine Massenflucht der 
Bauern setzte ein, die Versor­
gung ganzer Bezirke wurde aufs 
Spiel gesetzt. D iejenigen, die 
gestern von den „Bodenkommis­
sionen“ Land „zu ew iger N ut­
zung“ erhalten hatten, die trieb 
man jetzt in die „Produktions­
genossenschaften“ . Keine zehn 
Prozent derer, die damals Land 
erhielten, haben es heute noch 
in Besitz. Das allein ist die 
W ahrheit über die Bodenreform !

Und heute? Am  3. September, 
ist der „T a g  der Bodenreform“. 
An fang Oktober aber treten 
neue Bestimmungen fü r die 
noch stärkere Bevorzugung 
ländlicher Produktionsgenos­
senschaften in K ra ft. Dann geht 
der Staat m it einer Reihe w e i­
terer Druckmaßnahmen gegen 
die Einzelbauern vor. So w ie 
die SED am 5. Jahrestag des 
Handwerker - „Förderungsgeset­
zes“ die Statuten fü r die Hand­
w erks-Kollektiven verkündete, 
w ird  der 10. Jahrestag der Bo­
denreform der Auftakt zur 
Schlußphase kommunistischer 
Kollektivierung sein.
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J. B .  G r a d l :

Vier Grundsätze
. N u r  noch knappe drei Wochen 
sind es bis zur Reise des Bun­
deskanzlers nach Moskau. Die 
innerdeutsche Aussprache über 
diese deutsch-sowjetische B egeg­
nung: w ird  also noch breiter 
und intensiver werden.

Der Anlaß und das, worum1 
es letzten Endes geht, beides 
ist ungemein w ichtig. Deshalb 
werden die politischen Ausein­
andersetzungen von Leiden­
schaft, Sorge, Spannung und 
Spekulation erfaßt und zuge­
spitzt, und die Meinungsver­
schiedenheiten über die b is­
herige Außenpolitik der Bun­
desregierung w irken sich aus.

G e m e in s a m e s  W o l l e n ’

Aber es wäre gut und es ist 
notwendig, den Versuch einer 
Ein igung über gewisse Grund­
sätze zu machen, die tatsächlich 
gemeinsamer W ille  der Deut­
schen sind. Ganz sicher kann 
jetzt nicht zwischen Regierung 
und SPD Übereinstimmung über 
das Problem  W iedervereinigung 
und NATO-Zugehörigkeit erzielt 
werden. Aber es g ibt andere 
Fragen der W iedervereinigungs­
politik, über die Übereinstim­
mung besteht oder doch erzielt 
werden kann.

W ir  haben im folgenden vier 
solche Grundsätze formuliert, die 
nach unserer Meinung erwä­
genswert sind, w eil sie der W elt 
deutlich machen könnten, daß 
mehr gemeinsames W ollen  in 
den Deutschen ist, als die un­
entwegten Auseinandersetzungen 
um EVG, N ATO  usw. in E r­
scheinung treten ließen und 
lassen;

1. D ie W iederherstellung der 
staatlichen Einheit des ganzen 
deutschen Volkes ist das wich­
tigste politische Ziel der Deut­
schen Bundesrepublik.

Das ist in solchen oder ande­
ren W orten schon tausendmal 
gesagt worden —  von allen 
Parteien, von der Bundesregie­
rung, vom  Bundestag in einmü­
tigen Beschlüssen, von den deut­
schen Zeitungen und Rund­
funkstationen. Soll man es also 
wiederholen? Ja, vor einem 
W eg  nach Moskau ganz sicher

ja ! Vorläu fig  ist die tatsäch­
liche P o litik  der Sowjetunion 
nach den Erklärungen von 
Chrustschow und Bulganin in 
der deutschen F rage  eine P o li­
t ik  des nackten Status quo. Dm 
so zweckmäßiger w ird  es sein, 
von deutscher Seite erkennbar 
zu machen, daß alle deutschen 
Parteien den Status quo ableh­
nen und daß nach deutscher 
Auffassung auf seiner Basis 
keine echte Entspannung, B e­
friedung und Befreundung zw i­
schen Deutschland und Rußland 
entwickelt werden kann.

2. Eine innenpolitische Vorbe­
lastung der deutschen W ieder­
vereinigung ist unannehmbar; 
die gesamtdeutsche innere Ord­
nung hat der fre ien  Entschei­
dung des ganzen Volkes Vorbe­
halten zu bleiben.

Das ist ebenfalls seit jeher 
allgemeine deutsche Überzeu­
gung. Es schien eine Zeitlang, 
daß auch die sowjetische P o li­
tik  dieses P rinzip  schließlich 
anerkennen würde. D ie be­
kannten sowjetischen Erklä­
rungen in  Gen f und Ostberlin 
gegen „mechanische Vere in i­
gung“ und fü r d ie „Errungen­
schaften“ der D D R  müssen aber 
vermuten lassen, daß die so­
wjetische P o litik  die W ieder­
vereinigung von kommunisti­
schen Vorbedingungen abhän­
g ig  zu machen sucht. Ob dahin­
ter nur Taktik  oder feste A b­
sicht steht, ist fraglich. A ber es 
kann der deutschen W iederver­
ein igungspolitik m it dem B lick­
punkt Sowjetunion nur dienlich 
sein, wenn vo r der Moskauer 
Begegnung solche Versuche 
durch einhellige Abwehr von 
vornherein als Illusion und 
schädliche Belastung deutsch- 
sowjetischer Gespräche zurück­
gew iesen werden.

3. Es ist der dringende 
Wunsch aller Deutschen, auch 
zu Sowjetrußland die po liti­
schen, wirtschaftlichen und kul­
turellen Beziehungen friedlich- 
und positiv zu entwickeln und 
zu einem dauerhaft-guten V er­
hältnis m it der Sowjetunion zu 
gelangen.

Daß dafür von unserer w ie 
von sowjetischer Seite mancher­
lei, zum T e il nicht einfach zu 
erreichende Voraussetzungen zu 
schaffen sein werden, ist be­
kannt. Aber nachdem jahrelang 
das Hinüber und Herüber von 
den Gegebenheiten des kalten

Krieges bestimmt war, kann es 
am Vorabend der ersten o ffiz ie l­
len deutsch-sowjetischen B egeg­
nung nur nützen, wenn von 
allen deutschen Parteien  eine 
solche Erklärung des deutschen 
guten W illens abgegeben wird.

4. D ie Bundesrepublik ist be­
reit, an der Herbeiführung 
eines jeden kollektiven Sicher­
heitssystems in  Europa m itzu­
arbeiten, auf das sich die W est­
mächte und die Sowjetunion 
einigen, sofern Deutschland an 
diesem System nicht gespalten, 
sondern w iederverein igt betei­
l ig t  w ird.

D ie  Tatsache, daß die Sicher­
heitsfrage in einem engen, von 
uns nicht auflösbaren Zusam­
menhang m it der deutschen 
F rage  steht, besteht nun ein­
mal, und die Sicherheitsfrage 
muß konstruktiv angegangen 
werden. Bei a ller Verschieden­
heit der innerdeutschen Auffas­
sungen über W iederbewaffnung. 

v N A T O  usw. sollte deshalb über 
einen solchen Grundsatz E in ig­
keit bestehen. D ie Sowjets 
werden vernünftigerweise nicht 
erwarten können, daß w ir  von 
uns aus ein System einseitig 
loslösen, das uns m it den Mäch­
ten verbindet, die uns in 
schweren Zeiten verständnisvoll 
geholfen haben, mit denen w ir 
weltanschaulich eng verbunden 
und denen w ir  durch Unter­
schrift verpflichtet sind. D ie 
Westmächte wiederum werden 
uns nicht verdenken, daß auch 
w ir  zu Änderungen der jetzigen  
Gegebenheiten bereit sind, nach­
dem in und seit Genf von ihrer 
Seite die bestehenden Sicher­
heitssysteme o ffiz ie ll zur D is­
kussion gestellt sind, zum B ei­
spiel durch die Vorschläge 
Edens.

Z u s a m m e n f ix u le n !

Man w ird  diese in  v ie r  Punk­
ten skizzierten Grundsätze —  
w ir  haben sie nur als Beispiele 
und des Prinzips wegen formu­
liert —  in dieser oder jener 
Hinsicht kritisieren können. 
Man w ird  sie besser machen, 
erweitern, vermehren können. 
Entscheidend ist, daß man sich 
zusammenfindet. Und w ir  glau­
ben, daß sich auf der Basis 
solcher Grundsätze eine einheit­
liche Stellungnahme aller fre i­
heitlichen deutschen Parteien 
am Vorabend der Moskauer 
Konferenz sollte herbeiführen 
lassen.



G efangene ho ffen  auf A denau er-R eise
„Vorkommando“ bereits in Moskau — Letzte Vorbereitungen

Bonn (Eigenbericht). Während das Vorkommando des Bun­
deskanzlers schon in Moskau eingetroffen ist, w ird  in diploma­
tischen Kreisen Bonns der Zusammenhang zwischen der A u f­
nahme diplomatischer Beziehungen zur Sowjetunion und der 
W iedervereinigung Deutschlands stark hervorgehoben. Ein 
Sprecher des Auswärtigen Amtes erk lärte: „Norm ale Beziehun­
gen können nur in  Beziehungen zwischen der Sowjetunion und 
e i n e r  deutschen Regierung bestehen.“
E r  betonte, daß die W ieder- kanzler begleiten. Professor Er-

vereinigung nicht als Vorbedin­
gung angesehen werde, wies 
aber darauf hin, daß auch M os­
kau die Norm alisierung der Be­
ziehungen m it der Bundesrepu­
blik  als einen Schritt zur W ie ­
dervereinigung Deutschlands 
bezeichnet habe.

Nach Ansicht politischer Kreise 
bestehe kein Zweife l mehr an 
der Heise des Bundeskanzlers 
nach Moskau. Auch die Zusam­
mensetzung der deutschen D ele­
gation w ird  allmählich deut­
licher. Offenbar w ird  Außen­
m inister Dr. von Brentano als 
einziger M in ister den Bundes-

hard soll, obwohl in Moskau 
auch wirtschaftliche Fragen  be­
sprochen werden sollen, nicht 
an der Reise teilnehmen, da­
gegen  sind die Vorsitzenden des 
Auswärtigen Ausschusses, K ie- 
s inger (CDU) und sein Stellver­
treter, Professor Carlo Schmid 
(SPD ), vom Auswärtigen Amt 
auf g e f ordert worden, sich der 
Delegation anzuschließen. \r 

Zu den deutschen Wünschen 
fü r  den Kanzlerbesuch, die der 
sowjetischen Seite m itgeteilt 
worden sind, gehört unter an­
derem, daß Adenauer und sein

engerer Stab in einem Flugzeug 
der Lufthansa nach Moskau 
fliegen wollen. Das F lugzeug 
soll über Dänemark und die 
Ostsee nach Leningrad fliegen, 
dort eiñen russischen Lotsen an 
Bord nehmen und die Reise 
nach Moskau fortsetzen. A u f 
diese W eise w ill man verm ei­
den, den Luftraum  über der 
Sowjetzone zu berühren.

D ie im  L a ge r  Friedland aus 
der Sowjetunion ein getroffenen 
Heim kehrer berichteten überein­
stimmend, daß alle Hoffnung 
der noch in  der UdSSR befind­
lichen deutschen Gefangenen 
auf eine baldige Heimkehr sieh 
jetzt auf die Reise des Bundes­
kanzlers nach Moskau richte. 
Unterrichtete Kre ise in Bonn 
erklärten hierzu, daß den deut­
schen Gefangenen die Tatsache 
der geplanten Moskaureise be­
kannt sei.

Für klare Trennung!
B is c h o f  M i t z e n h é im  i n  P a r i s

Paris (A P ). D er lu ­
therische Landes­
bischof von Thürin­
gen, Bischof M itzen­
heim, sprach sich in 
Paris fü r eine klare 
Trennung von Kirche, 
und Staat in  der 
Sowjetzonenrepublik 
aus.

Mitzehheim, der an­
läßlich der 22. W e lt­
konferenz des Christ­
lichen Vereins junger 
Männer in die fran­
zösische Hauptstadt 
gekommen ist, er­
klärte in  einem In ­
terview : „D ie K irche 
in  der Deutschen D e­
mokratischen Repu­
blik weiß, daß Chri­
stentum und atheisti­
scher • Materialismus 
unvereinbar sind. Aus 
diesem Grunde be­
steht d ie K irche dar­
au f und setzt sich 
fü r die Unabhängig­
keit ein. Sie lehnt 
jede A rt von Staats­
kirche ab.“

Bischof Mitzenheim, 
der am gleichen Tage

sein 84. Lebensjahr 
vollendete, g in g  auch 
auf die Versuche ein, 
an Stelle der Kon fir­
mation die „Jugend­
weihe“ zu setzen. E r 
erklärte, von den

Schulentlassenen 
seien nur ein bis drei 
Prozen t zur Jugend­
weihe gegangen, fü n f 
Prozen t • hätten an 
beiden teilgenommen.

Vier Spione 
verhaftet

Frankfurt (AP/DPÄ.) 

V ie r  kommunistische 
Agenten, die im  A u f­
träge des Sow jet­
zonen - Staatssicher­
heitsdienstes (SSD) 
a lliierte  Objekte und 
im  Bau befindliche 
westdeutsche W ehr- 
anlagen auskund­
schaften sollten, sind 
in den letzten Tagen 
in  Frankfurt verhaf­
tet worden.

Der Unterschied zwischen Adenauer 
und Grosswohl



MTS-Werbung und was dahinter steckt
V o m  B e t r ie b  ü b e r  d e n  T r a k t o r  z u r  K V P  

Funktionäre der ländlichen Maschinen-Traktoren-Stationen 
<MTS) durchkämmen seit M itte August jene volkseigenen Be­
triebe, die einen Überschuß an Lehrlingen und Jungarbeitern 
aufzuweisen haben. In  AbteilungsVersammlungen versuchen die 
M TS-Leute, diese Jugendlichen zur Berui'saufgabe und zur Um­
schulung als Traktorist zu überreden. D ie dabei genannten 
Löhne und Ausbildungsmöglichkeiten haben bereits manchen 
verleitet, auf das Angebot cmzugehen. Ein T e il von ihnen hat 
bereits den Verpüiclitungsscheiii zur K V P  in der Tasche.
W as die W erber bieten, ist D ie jetzt in  den Betrieben 

eine zweijährige Berufsausbil- agitierenden M TS-W erber sagen
dung als Traktorist, m it späte­
rer Aufstiegsm öglichkeit zum 
B rigadeleiter oder Cheftechniker 
einer M TS. D er Umschüler er­
hält im ersten H alb jahr monat­
lich 75 DM Ost, im  zweiten 90, 
Im dritten 100 und im vierteil 
110 DM  Ost.

Da es sich zumeist um Jung­
arbeiter handelt, stehen sic sich 
finanziell natürlich wesentlich 
schlechter. Man tröstet sie, in ­
dem man auf die später ein­
setzende Stundenlohn-Bezahlung 
verweist. Diese beträgt je  nach 
Leistungsstufe 1,19 bis 1,37 DM 
Ost.

Den wenigsten aber w ird  es 
gelingen, diese Stufe zu er­
reichen. Spätestens nach einem 
Jahr Traktoristenausbildung 
w ird  der Jugendliche von der 
K V P  geholt, der man gerade in 
den M TS schutzlos ausgeliefert 
ist. Ganz offen lautet heute in 
den M TS die P a ro le : „Kannst 
du einen Traktor fahren? Dann 
stelle d ir nur noch Stahlplatten 
drumherum vor und eine Kanone 
innen drin, und du bist der 
beste Panzerfahrer! “

Von 879 auf diese A rt aus den 
Betrieben geholten Traktoristen 
im? Bezirk Neubrandenburg sind 
innerhalb eines halben Jahres 
629 zur K V P  geschickt worden. 
W as man bei der „F re iw il­
ligen “-W erbung in  den Betrie­
ben nie geschafft hätte, wurde 
auf diese W eise zuwege ge­
bracht.

davon natürlich nichts. Sie spre­
chen von Präm ien und Nacht­
drusch-Zuschlägen, durch die 
der Jungtraktorist angeblich auf 
400 bis 500 DM  Ost im  Monat 
kommen soll. Jeder m ag sich 
bei den oben erwähnten Zahlen 
ausrechnen, daß dies nicht m ög­
lich ist. D ie Betriebe selbst 
sind froh, wenn sie auf diese 
A rt Jugendliche los werden, die 
die K V P  früher oder später doch 
holt. Scheiden diese nämlich 
vorher aus dem Betrieb aus, um 
erst auf dem Um weg über eine 
M TS  in  die K V P  zu geraten, 
ist der Betrieb fü r den K V P - 
Rekruten nicht mehr verant­
wortlich. D ie Betriebe brauchen 
die Jugendlichen später nicht 
mehr als Facharbeiter aufzu­
nehmen, wenn sie aus der K V P  
entlassen werden.

Das muß sich der Traktor- 
Anwärter reiflich überlegen! 
M it einem Eingehen auf das 
Angebot der M TS-W erber hat 
er sich in jed er Hinsicht ver­
kauft.

Bonn diskutiert Steuer
Bonn (Eigenbericht). In  Bonn 

rüsten sich die Ministerien auf 
das Urlaubsende. Zu den wich­
tigsten Fragen, m it denen sich 
die Po litik er zu befassen haben 
werden, gehört neben der Sozial­
reform  und dein Kontrollgesetz 
auch die Frage, ob die günstige 
Kassenlage des Bundes eine 
weitere Steuersenkung möglich 
macht.

Man verweist dabei auch auf 
die hohen Steuereinnahmen, die 
Sehäffers Schätzungen üb er tre f­
fen, sowie auf die, Verzögerung 
der Rüstung, die es unwahr­
scheinlich macht, daß die dafür 
im1 Haushalt zur Verfügung ge­
stellten M ittel in diesem Finanz­
jahr ausgegeben werden können. 
Der Bundesfinanzminister w ird  
sich nach Rückkehr aus seinem 
Urlaub m it der F rage der 
Steuersenkung zu beschäftigen 
haben.

Die achte Million
Berlin (Eigenmeldung). Der 

Senat hat beschlossen, eine 
weitere M illion  zur Deckung 
der Unkosten zur Verfügung zu 
stellen, die durch die erhöhten 
Straßenbenutzungsgebühren in 
der Sowjetzone entstehen. Da­
m it sind bisher insgesamt acht 
M illionen DM  bew illig t worden.

Wieder unbekannte U-Boote
V o r  d e r  O s t k ü s t e  S c h w e d e n s  g e s ic h te t

Stockholm (A P ). V or der Ost­
küste Schwedens wurden nach 
einer M itteilung der schwedi­
schen Marineleitung drei w e i­
tere U-Boote unbekannter Natio­
nalität gesichtet. D er schwedi­
sche Frachter „B ifrost“ er-

Zweites Außenministertreffen?
Genf (A P ). D ie  Genfer Behör­

den bereiten sich auf eine 
zw eite Konferenz der Außen­
minister der USA, Großbritan­
niens, Frankreichs und der So­
wjetunion Anfang Januar vor. 
D ie erste Konferenz der Außen­
minister beginnt äü1 Okto-

Allgem ein w ird  ¿ywartet, daß

die M inister selbst etwa zehn 
Tage  in Genf bleiben und dann 
die Fortsetzung der Arbeit ihren 
Stellvertretern übertragen w er­
den. Diese Beratungen werden 
voraussichtlich bis Weihnachten 
dauern, so daß dann Anfang 
Januar ein zweites Treffen der 
Außenminister stattfinden
könnte.

kannte die Boote im  Bott­
nischen Meerbusen in seinem 
Radargerät und kam so dicht 
heran, daß er schließlich seinen 
Kurs wechseln mußte, um sie 
nicht zu rammen. Die drei 
Boote fo lgten  dem Frachter an­
schließend etwa 20 Minuten 
lang und tauchten dann unter.

In  Schweden nimmt man trotz 
sowjetischer Dementis allgemein 
an, daß es sich bei den U-Boo­
ten, die in den letzten Wochen 
mehrfach vor der schwedischen 
Küste erschienen, um Te ile  der 
starken. sowjetischen Ostsec- 
U -Boot-F lotte handelt.



J ä h r l i c h  1 0 0  K i lo m e t e r  A u t o b a h n
Bundesrepublik erweitert Straßennetz — Nene Strecken nacli Dringlichkeit

Berlin (E igenbericht). D er wachsende K raftverkehr im  Bun­
desgebiet hat nicht nur der Städteplanung* dringende Forde­
rungen gestellt. Auch das Netz der Autobahnen und Bundes­
straßen mußte wesentlich erw eitert und technisch verbessert 
werden, w ollte man H err des Verkehrs bleiben. E in  umfang­
reiches Bauprogramm w ird  nunmehr dieser Entwicklung ge­
recht. D ie erforderlichen M itte l fü r den Bau von Autostraßen 
sind durch das Verkehrsfinanzgesetz fü r die nächsten 20 Jahre 
gesichert. Inzwischen ist bereits die A rbeit an neuen Autobahn- 
strecken begonnen worden.
D ie Geburtsstunde der Auto­

bahnen in  Deutschland fä llt  
nicht m it dem Baubeginn der 
Iteichsautobahnen im  Jahre 1938 
zusammen. D er Autobahn-Ge­
danke ist vie l älter. Jahrelang 
wurde geplant, um die notwen­
dige B reite der Fahrbahnen, die 
Bauweise und Streckenführung 
iestzulegen. Autobahnen sollten 
grundsätzlich zweibahnig g e ­
baut werden, ausschließlich fü r 
den Kraftfahrzeugverkehr be­
stimmt sein und keine K reu ­
zungen m it anderen Verkehrs­
wegen aufweisen.

D ie erste kreuzungsfreie Auto­
bahn war die in  den Jahren 1929 
bis 1932 gebaute Strecke zw i­
schen K ö ln  und Bonn m it einer 
Länge von 20 km. D er erste 
Spatenstich fü r die spätere 
Reichsautobahn erfo lg te auf der 
Strecke Frankfurt—Darmstadt
im September 1933.

D ie frühere Reichsautobahn- 
Gesellschaft hatte zunächst' nur 
ein Straßennetz von 4800 km 
vorgesehen. D iese Planung 
wurde bis zum Ende des zweiten 
W eltkrieges auf rund 14 000 km 
erweitert. A ber nur 3859 km 
Autobahnen konnten bis K r ie gs ­
ende fertiggeste llt werden. 
W enn man* diese Zahlen auf das 
heutige Gebiet der Bundesrepu­
b lik  bezieht, so sind von den 
7900 geplanten Autobahnkilome­
tern nur 2112 fe r tig  geworden.

D ie  Planung des Bundesver­
kehrsministeriums sieht ein 
Autobahnnetz im Bundesgebiet 
m it einer Gesamtlänge von 4400 
K ilom eter vor. Davon sind be­
reits 2150 km in Betrieb.

Was wird zuerst gebaut?
Bereits im Bau befinden sich 

zur Zeit die Autobahn-Abschnitte 
Rosenheim—Kufstein  sowie
Nürnberg—Tennenlohe. Zu den 
Strecken der Dringlichkeitsstufe 
I, die in den nächsten acht Jah­
ren gebaut werden sollen, g e ­
hört eine der wichtigsten noch

fehlenden Verbindungen in' Süd- 
deutschland: die zwischen Nürn­
berg  und Frankfurt a. M . Außer­
dem soll die Lücke in  der Nord- 
Süd-Verbindung zwischen Ham* 
bürg und Göttingen endlich ge­
schlossen werden.

In  der Dringlichkeitsstufe I  
ist ferner der Bau der Strecken 
Karlsruhe—Offenburg, W oln ­
zach—Regensburg, W alsrode— 
Bremen, K ö ln—Kam en und K ö ln  
•—Aachen vorgesehen. Zu den 
P ro jekten  der Dringlichkeits­
stufe I I  gehören die Verbindun­
gen von Bremen nach Köln , von 
Kam en über Kassel zur Zonen­
grenze, von Mannheim nach 
Nürnberg, von Nürnberg nach 
Passau, von München nach 
Lindau und von Offenburg nach 
Basel.

H a r m o n ie  m it  B im d e s -  
s t r a ß e n

Auch der Ausbau der Bundes­
straßen soll in  den nächsten 
Jahren stark gefördert werden. 
Es w ird  angestrebt, die Auto­
bahnen und Bundesstraßen in 
ein großes organisches V er­
kehrsnetz einzubeziehen. Von 
den 61 M illionen DM, die zum 
Straßenbau im  Etatsjahr 1955/56 
vorgesehen sind, entfallen nur 
11,3 M illionen D M  auf die Auto­
bahnen ‘und 49,7 M illionen DM 
auf Bundesstraßen. Man rechnet 
damit, daß jährlich 100 km 
Autobahnen gebaut werden kön­
nen. F ü r den Bau der in  der 
Dringlichkeitsstufe I  vorgesehe­
nen Strecken sind acht bis zehn 
Jahre vorgesehen, fü r die Stufe 
I I  w eitere zehn Jahre.

Beim  Neubau von Bundesauto­
bahnen w ird  man die Erfahrun­
gen verwerten, die in den letz­
ten zwei Jahrzehnten auf den 
Reichsautobahnen gemacht wur­
den. So w ird  es zum Beispiel 
keine Steigungen von mehr als 
v ier Prozent mehr geben. Man 
hat festgestellt, daß Steigungen 
von sechs und sieben Prozent,

w ie sie die alten Strecken der 
Reichsautobahn noch aufweisen, 
zu große Ansprüche an schwere 
Lastzüge stellen. Bei der ge­
planten Strecke von Frankfurt 
nach W ürzburg w ill man z. B. 
große Steigungen durch den 
Bau eines 400 m langen Tunnels 
im  Spessart umgehen.

Auch ermüdende gradlin ige 
Strecken sollen in  Zukunft ver­
mieden werden. Man w ill die 
Autobahn möglichst in  leichten 
Kurven  bauen. D ie Verkehrs­
sicherheit auf den Autobahnen 
soll ferner durch einen beson­
deren, 2,50 m breiten Abstell- 
streifen seitlich der Fahrbahnen 
erhöht werden.

Wenn sich Steigungen von 
mehr als v ie r  Prozent nicht um­
gehen lassen, w ird  nach ameri­
kanischem Vorbild eine dritte 
Fahrspur gebaut, so daß die im 
Anstieg langsamer werdenden 
Lastzüge ausweichen können.

D ie bisher übliche B reite der 
beiden Fahrbahnen von je  7,50 m 
bleibt erhalten. Led ig lich  die 
befestigten Randstreifen -wer­
den erweitert, so daß sich der 
Gesamtquerschnitt der Auto­
bahnen von 28,50 m auf 30 be­
ziehungsweise bei Sonderfahr­
spuren fü r L k w  auf 32 m ver­
größert. D ie Kosten fü r den 
Neubau von einem' K ilom eter 
Autobahn m it Grundstückser­
w erb im Flachland werden aut 
2 bis 2,5 M illionen DM  ge­
schätzt.

S c h r a n k e n  v e r s c h w in d e n

Beim  Ausbau des Bundesstra­
ßennetzes sind folgende Maß­
nahmen vorgesehen:

Beseitigung von Engstellen in 
Ortsdurchfahrten, Umgehung 
von Ortschaften beim Neubau 
von Bundesstraßen.

Um- und Ausbau bestehender 
Bundesstraßen durch Verbreite­
rung, Begradigung, Profilverbes­
serung und Fahrbahnverstär­
kung.

Beseitigung von Bahnübergän­
gen durch über- und Unterfüh­
rungen.

D ie Bundesstraßen sollen in 
Zukunft eine B reite von 7,50 m 
haben, wobei die Fahrbahn an 
beiden Seiten einen 50 cm brei­
ten hellfarbigen Randstreifen 
zur besseren „optischen Füh­
rung“ erhält.



„Baukostenzuschüsse“  in der Zone
F r a g w ü r d ig e r  ,, A r b e i t e r - W o l t n u i ig s b a u “

Seit einem Jalir w ird in Ostberlin der sogenannte „Arbeiter- 
Wolinungsbau“  durchgeführt, der allmählich auf fast a lle In ­
dustrieorte der £one ausgedehnt werden soll. Sinn des P ro ­
gramms ist. unter w eit m ö g l ich s t er finanzieller Beteiligung der 
A rbeiter Werkswohnungen zu schaffen, deren Bewohner bei 
Arbeitsplatzwechsel „ausgesteuert“  werden. W ertvolle M ittel 
werden somit fü r das militärische und industriell*) Baupro­
gramm freigemacht, während die Arbeiter praktisch etwas 
finanzieren, was ihnen im  P lan ohnehin von staatlicher Seite 
versprochen worden ist.
D er Ablauf dieses Verfahrens 

ist folgendermaßen: D er A r ­
beiter oder Angestellte, der eine 
Werkswohnung krwerben w ill, 
zahlt einmalig etwa 300 DM  Ost 
auf den Tisch und anschließend 
monatlich zwischen 30 und 50 
DM  Ost. Au f diese A rt muß er 
einen Baukostenzuschuß zw i­
schen. 2500 und 4000 DM  Ost an­
sparen, fü r den —  ergänzt durch, 
staatliche Zuschüsse —  das 
W erk  die ihm gehörende W oh­
nung bauen läßt.

Dm auch hier noch die Kosten 
zu senken, werden die Bauspa­
re r  verpflichtet, riach Maßgabe 
ih rer handwerklichen Fäh igkei­
ten am Bau selbst mitzuwirken. 
D ie Ausschachtungsarbeiten und 
der Materialtransport sind fast 
immer fü r die Sparer Vorbehal­
ten. Zum T e il werden ihnen 
diese Arbeitsleistungen später 
als Guthaben auf die M iete an­
gerechnet.

Kann der Sparer nach mehre­
ren Jahren „seine“ Wohnung 
beziehen, g ilt  sein M ietvertrag 
nur fü r die Dauer des Beschäf­
tigungsverhältnisses in dem als 
Bauherr zeichnenden Betrieb. 
Scheidet er aus dem Betrieb 
aus, w ird  ihm die eingelegte 
Summe —  m it gewissen A b­
zügen —  ausbezahlt. Somit hat

er v/ährend v ie r  oder fün f Jah­
ren m it seinem Lohn den W erk- 
Wohnungsbau finanziert. Schei­
det der Betreffende —  was sehr 
häufig ist —  vo r Erhalt „seiner“ 
Wohnung aus dem Betrieb aus, 
hat er jahrelang fü r umsonst 
gespart. E r bekommt seine E in­
lage zurück und hat genauso 
w en ig  Aussicht auf eine eigene 
Wohnung w ie zuvor.

Das hat dazu geführt, daß

zahlreiche Bausparverträge vor­
ze itig  gekündigt wurden. Dazu 
kommen Erfahrungen, die man 
erst später machte, als nämlich 
festgestellt wurde, daß die 
Stadtverwaltungen hauptsächlich 
Sickerboden fü r den „Arbeiter- 
Wohnungsbau“ zur Verfügung 
stellen. Da die Betriebe den 
Boden nicht an die Stadt zu be­
zahlen brauchen, g ib t man ihnen 
Flächen zur Bebauung, auf de­
nen bereits nach wenigen Mo­
naten die Fundamente ins R u t­
schen geraten. Laufende Repa­
raturen, die aus dem Genossen­
schaftsfonds zu zahlen sind, ma­
chen den M ietern das Leben 
schwer. Interessant ist, daß aus­
gerechnet die SED, die ständig 
gegen  das System der Bau­
kostenzuschüsse im  W esten op­
ponierte, zu dieser Notlösung 
greifen  muß. LTnd noch dazu —  
w ie  man sieht —  in  betrüge­
rischer "Weise!

40 Verletzte durch Giftgas-Übung
D ie Le idtragenden  waren Reicbsbaim -Bedienstete

Berlin  (E igcnm eldung). In  der 
zweiten Julxhälite haben, w ie 
erst je tz t  bekannt w ird, G ift- 
gasübimgen sowjetischer Trup­
pen bei Wustermark zu schwe­
ren Erkrankungen bei vielen 
Reichsbahnbediensteten geführt.

D ie Truppen hielten ihre 
Übungen in unmittelbarer Nähe 
des Verschiebebahnhofs W uster­
mark ab. Das Gas wurde vom 
W ind  über das Bahngelände in 
eine Umiadehalle getrieben. 
E tw a 40 Reichsbahnbedienstete 
wurden so schwer vergiftet, daß 
sie in  das Krankenhaus Nauen 
eingeliefert werden mußten. Ge­
nesende sind später bei der

Wismut-Arbeiter verhaftet
Angeb lich  „V e rk eh r m it nicht ganz e inw andfreien  Leuten46

Berlin (A P ). Im  Zusammen­
hang m it dem schweren Gru­
benunglück vom 16. Juli, das 
33 Todesopfer forderte, sind in 
der vergangenen Woche im B e­
reich des Schachtkonibfnats zehn 
der sowjetisch-deutschen W is­
mut AG bei Niedersclilema rund 
100 Bergleute verhaftet worden. 
Dies berichtet der „U nter­
suchungsausschuß freiheitlicher 
Juristen“ .

Den Verhafteten wurde vor­

geworfen, in  der letzten Zeit 
m it „nicht einwandfreien Leu ­
ten“ in W estberlin  verkehrt zu 
haben. Unter den Festgenom ­
menen befinden sich auch einige 
Bergleute, die bei dem Unglück 
verletzt wurden und sich in Bad 
Brambach zur Genesung auf- 
hielten.

Das Grubenunglück sei auf 
die Entzündung eines überlaste­
ten Stromkabels zurückzufüh­
ren, heißt es in  dem Bericht 
des Untersuchungsausschusses.

Entlassung zum Schweigen ver­
pflichtet worden.

Zu Tode mißhandelt
B erlin  (D PA ). Im. Sowjet- 

zonen-Zuclithaus Waldhsirrr ist 
der hauptamtliche P red iger der 
Zeugen Jehovas, Pau l Groß- 
mann aus Magdeburg, gestor­
ben. E r  soll am K arfre itag  w e­
gen eines Gebetes derart m iß­
handelt worden sein, daß er 
sich von den dabei erlittenen 
Verletzungen nicht mehr erholte.

SSB-Ageni sagt aus
Berlin  (Eigenmeldung). W ie 

die Abteilung V  des Po lize iprä­
sidiums bekanntgab, haben sich 
die Vermutungen, daß der in 
der vorigen  Woche verhaftete 
39jährige SSD-Agent Lu dw ig  
Schreiner mit der Menschen­
räuberbande Tietze, H oreis und 
Eichhorn in Verbindung steht, 
nicht bestätigt. Schreiner, der 
nach einer ausgiebigen Zechtour 
am Nollendorfplats wegen Ean- 
dalierens und Belästigung von 
Passanten festgenommen w or­
den war, habe ausgesagt, daß 
er seit Januar dieses Jahres im 
Aufträge des sowjetzonalen 
SSD als Agent tä tig  gewesen 
sei. E r habe in W estberlin  zahl­
reiche Aufträge ausgeführt. Ge­
gen ihn -wurde H aftbefeh l er­
lassen.



„ Etwas zu rückhaltendSi?
Die Rede, die Grotewohl kürzlich in der 

sogenannten Volkskammer der D D R ge­
halten hat, w ird  außerhalb des Ostblocks 
einhellig als der Versuch des Pankower 
Regimes gedeutet, die W iedervereinigung 
zu sabotieren, um sich nicht dem freien 
U rteil des deutschen Volkes steilen zu 
müssen.

Für die kommunistische Einheitspropa­
ganda w ar Grotewohl etwas zu w eit ge­
gangen. Das hat man in Pankow am w est­
lichen Echo gemerkt. In  solcher Situation 
muß der so bieder w irkende Otto Nuschke 
helfen. Seinen Auftrag, den schlechten 
Eindruck zu korrigieren, erfü llt er m it 
einem langen Aufsatz in seiner „Neuen 
Zeit“ . In  hundertvierzig Zeilen packt er 
einen Satz leiser K r it ik  an Grotewohl. Das 
lautet dann so: „W enn Ministerpräsident 
Grotewohl in  seinen konkreten Vorschlä­
gen fü r die Schritt fü r Schritt notwendige 
Annäherung der beiden T e ile  Deutsch­
lands etwas zurückhaltend war, so be-

Länderkampi

Maierlaieinsparung

„Genossen Werktätige! Äkiivisi 
Siraxnpel zeigt euch, wie er den, 
neuen Hegierungserlaß erfüllt"

„Wenn doch in Zukunft nur auf diese 
Weise geschossen würde..¡.I

Pankow verhinderte 
„Abende der Begegnnng'(i
Berlin (D PA ). Eine 30 Mann starke Ju­

gendgruppe aus Ostberlin hat unmittelbar 
vor dem geplanten Reiseterm in eine zehn­
tägige Fahrt in das Bundesgebiet absagen 
müssen, w eil die Sowjetzonen-Behörden 
im letzten Augenblick die Ausreisegeneh­
migung ablehnten. D ie Jugendlichen hat­
ten ihrem Ausreiseantrag Anfang Juni 
eine ausdrückliche Befürwortung des 2o- 
nen-Kultusministers Becher beigefügt. Sie 
wollten in mehreren Städten „Abende der 
Begegnung" mit Laienspiel und Jugend­
singen veranstalten.

stimmten ihn dazu eine kluge Taktik und 
eine schlimme Erfahrung.“

Nur „etwas zurückhaltend“ ? Nein, H err 
Nuschke. das war eine glatte Blockaderede 
gegen die W iedervereinigung, und der 
„stellvertretende M inisterpräsident“ Otto 
Nuschke deckt sie noch obendrein!



Schlösser zu verkaufen
V ie le  s in d  H e im a t m u s e e n  —  2 5  Z im m e r  f ü r  m o n a lh  2 0 0  D M  

Berühmte Schlösser sind heute in Westdeutschland zu Spott­
preisen verkäuflich. A ber nur selten findet sich ein Interessent, 
denn im. Gebälk der ehemaligen Prachtbauten nagt der H olz­
wurm, auf den wappenverzierten Gittern lagert Bost, und in 
den alten Mauern klaffen Bisse. Von den rund zehntausend 
Adelssitzen im  deutschen Sprachgebiet sind noch dreitausend 
bewohnt.

V ie le  dienen nur noch als eine 
A rt  Heimatmuseum, andere 
wurden in den letzten Jahrzehn­
ten in  Jugendherbergen, Sana­
torien und Flüchtlingslager um­
gewandelt. D ie Instandsetzungs­
kosten würden riesige Summen 
verschlingen.

Selbst die ehemaligen „Indu­
striebarone“ zwischen Essen und 
Duisburg haben ihre Pru nkvil­
len und Schlösser nicht mehr 
halten können. So wurde zum 
Beispiel der „S treithof“ Em il 
K irdorfs  in  den W äldern bei 
Mülheim - Ruhr vom  Roten 
K reuz aufgekauft und in ein 
Altersheim  verwandelt. In  der 
Sowjetzone wurden allein in  
den letzten Jahren über acht­
hundert Burgen und historische 
Baudenkmäler zerstört»

Von den 1035 Schlössern in 
Bayern stehen nur rund siebzig 
unter Denkmalsschutz. Den 
noch ausharrend^n Schloßherren 
sitzt die Steuerfaust im  Nacken. 
Sie müssen aus dem Erlös von 
Gemälden, Möbeln und Archiven 
die notwendigen Reparaturen

über 300 Flutopier
N ew  Y o rk  (D PA ). D ie Zahl 

der Menschenleben, die die 
schwere Flutkatastrophe im  
Nordosten der U SA gefordert 
hat, w ird  auf über 300 ge­
schätzt.

V ie le  Hunderte werden noch 
vermißt, und es w ird  m it Si­
cherheit angenommen, daß eine 
große Anzahl von ihnen der 
Katastrophe zum Opfer gefallen 
ist.

bezahlen. Sie sind o ft froh, 
wenn sie ihren Fam iliensitz ver­
mieten können. F ü r eine Jahres­
m iete von 2400 DM  kann man 
heute einen bayerischen H erren­
sitz m it fünfundzwanzig Zim­
mern bewohnen.

Durch Ausstellungen, Schloß­
führungen und Einrichtungen 
eines Restaurants suchen die 
Schloßherren das drohende 
Schicksal abzuwenden, dem 
selbst die skandalumwitterten 
Schlösser an der Côte d’Azur 
nicht entfliehen konnten. Auch 
an ihren Eingangspforten hän­
gen Schilder m it der Aufschrift : 
„Schloß zu verkaufen.“

Margaret als Verkäuferin
M it einem Tanz und dem Bra­

ten eines Ochsen am Spieß 
fe ierte die königliche Fam ilie 
Großbritanniens auf Schloß Bal­
moral in Schottland den 25. Ge­
burtstag der Prinzessin M arga­
ret.

D ie außerordentliche Beliebt­
heit der königlichen Fam ilie 
g in g  aus den am Sonntag her­
ausgekommenen Illustrierten 
hervor, die Fotos aus Abergel- 
die Castle in Schottland ver­
öffentlichten, wo sich die ge­
samte königliche Fam ilie als 
Verkäufer auf einem „Basar“ 
zugunsten der Dorfkirche betä­
t ig t  hatte. Auch M argaret stand 
h inter Verkaufs tischen und bot 
Kekse, Schals, Porzellan, P fan ­
nen, Vasen und Nylonstrüm pfe 
zum Verkau f an. Hunderte von 
Frauen drückten den Stand fast 
ein.

Stadt ohne Kreuzungen
U n g e w ö h n l ic h e s  B a u o b j e k t  s o l l  b e i  B ie le f e ld  e n t s t e h e n

Düsseldorf (D PA /A P). E in  un­
gewöhnliches Bauprojekt -wurde 
je tz t vom nordrhein-westfäli- 
schen Wiederaufbauminister in 
Düsseldorf bekanntgegeben. D a­
nach soll in  den nächsten drei 
bis v ier Jahren in  der Nähe von 
B iele feld  am Teutoburger W ald  
eine Stadt fü r rund 16 000 E in­
wohner errichtet werden, und 
zwar nach einem. Plan, der Stra­
ßenkreuzungen aus schließt.

F inanziert w ird  dieses „Senne- 
stadt“-P ro jek t u. a. vom  Bund, 
dem Land Nordrhein-W estfalen 
und der kommunalen A rbeits­
gemeinschaft B ielefeld.

D ie  neue Stadt soll in. erster 
L in ie  B iele feld  von der Über­
lagerung durch Vertriebene und 
Flüchtlinge entlasten, w ird  aber 
dabei w irtschaftlich und kom­
munalpolitisch selbständig sein.

Eine w eitere Verkehrsneuheit in 
dem b lattförm ig angeordneten 
Straßensystem : Verkehrsschil­
der sollen weitgehend W egfäl­
len. Gegenwärtig wohnen be­
reits 4500 Menschen auf dem 
künftigen Stadtgelände.

Filme im Amerika-Haus
Ständige kostenlose F ilm vor­

führungen m it den neuesten 
Wochenschauen werden fü r Be­
sucher aus dem Ostsektor B er­
lins und der Ostzone im  
A. m e r  i k  a h a u s a m  H o l -  
l e n d o r f p l a t s  gezeigt. 
Täglich  ab 13 U hr in stünd-

licher Fo lge. L etzto  Vorführung 
um 17 Uhr. Sonnabends Beginn 
um 14 U hr; sonntags Beginn 
um 15 Uhr.

Jugendfllmstunde fü r K inder 
aus dem Ostsektor und der Ost­
zone jeden Sonntag um 14 Uhr.

S S D , herhören!
D er kleine TA G  w ird ver­

sandt und verteilt ohne
Rücksicht auf d ie politische 
Gesinnung des Empfängers. 
Gegner sind als Empfänger
sogar besonders beliebt,
denn sie haben es nötiger 
als andere, d ie W ahrheit zu 
erfahren. W er Verdacht hat, 
daß seine Post überwacht 
w ird , kann den kleinen TAG 
also ruhig bei der Polizei 
oder beim Bürgerm eister­
amt oder bei seiner D ienst­
stelle abgeben. Übrigens
w ird  er auch dort gern 
gelesen.
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